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Unter dem Titel „Politik an den Parteien vor-
bei“ veranstaltete das Institut für Deutsches
und Internationales Parteienrecht und Par-
teienforschung (PRuF) am 8. und 9. April
2011 an der Heinrich-Heine-Universität Düs-
seldorf ein zweitägiges Symposion. Rund 100
Teilnehmer aus Wissenschaft und der politi-
schen Praxis sowie Medienvertreter und Stu-
dierende kamen dabei miteinander ins Ge-
spräch. Im Zentrum der Tagung stand die Fra-
ge, ob Freie Wähler und kommunale Wähler-
vereinigungen eine politische Alternative zu
den etablierten Parteien darstellen können.

Historisch betrachtet bilden Wähler-
gemeinschaften in Deutschland seit der
Nachkriegszeit einen festen Bestandteil des
politischen Systems. Wie die Vorträge von
MARION REISER (Frankfurt am Main) und
ANDREA DE PETRIS (Rom) deutlich mach-
ten, sind sie aber kein rein deutsches, sondern
ein gesamteuropäisches Phänomen mit wach-
sender Bedeutung. Zuletzt beteiligten sie
sich in knapp drei Vierteln aller deutschen
Gemeinden an den Kommunalwahlen. Die
meisten Vereinigungen verstehen sich selbst
als „Anti-Parteien-Parteien“, die jenseits
des Schwarz-Weiß-Denkens der Etablierten
vermeintlich ideologiefreie und überpartei-
liche Sachpolitik betreiben wollen. Indes:
Organisatorisch und programmatisch un-
terscheiden sich die Wählergemeinschaften
auf der kommunalen Ebene – so lautete
ein Befund des Symposions – kaum von
Parteien (so der durch Adrienne Krappi-
del vorgetragene Beitrag von EVERHARD
HOLTMANN [Halle-Wittenberg] sowie die

Analysen von MARCEL WINTER [Duisburg-
Essen]). Daran ändere auch ihre weit ver-
breitete Antiparteienrhetorik im Wahlkampf
nichts.

Populär sind Wählervereinigungen vor al-
lem im Osten Deutschlands, wo die Organi-
sationsdichte der etablierten Parteien gerin-
ger ist und viele Menschen nach den Erfah-
rungen der SED-Herrschaft offenbar nichts
mehr mit Parteien zu tun haben wollen. Tra-
ditionell stark schneiden die Vereinigungen
auch in Süddeutschland ab. In Baden-Würt-
temberg etwa stellen sie seit 2009 rund 45 Pro-
zent aller Gemeinderäte. Nach eigenen Anga-
ben haben sie mit bundesweit 280.000 Mitglie-
dern inzwischen mehr eingetragene Anhän-
ger als FDP, Grüne und Linke zusammen. In
Bayern schafften die „Freien Wähler“ mit 10,2
Prozent der Stimmen 2008 sogar erstmals den
Einzug in ein Landesparlament. Dabei fungie-
ren sie laut THORSTEN FAAS (Mannheim)
offenbar als eine Art Auffangbecken für frus-
trierte bürgerliche Wähler.

Mit der Beteiligung an Landtagswahlen
stehen die unabhängigen Listen jedoch vor
einem Dilemma. Verlassen sie die kom-
munale Ebene, gewinnen sie zwar politi-
schen Einfluss, riskieren aber ihre Bürgernä-
he und damit Glaubwürdigkeit. Gleichzeitig
wird durch diesen Schritt die juristische Fra-
ge drängend, welchem institutionellen Rah-
men die Wählergemeinschaften eigentlich un-
terliegen. Die Teilnahme an Landtags- und
Europawahlen verstärkt die Bedeutung der
Wählergemeinschaften innerhalb des demo-
kratischen Systems. Sie sind im gleichen
Aufgaben- und Funktionsbereich tätig wie
politische Parteien. Und tatsächlich zeigt
der Befund des auf die Wählergemeinschaf-
ten angewendeten Rechts eine unter dem
Druck der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts entstandene deutliche An-
gleichung an das Recht der politischen Par-
teien. Im Bereich der Rechenschaftspflichten
sind sie aber weiterhin besser und im Be-
reich des Bestandsschutzes schlechter gestellt.
HEIKE MERTEN (Düsseldorf) plädierte des-
halb dafür, das Recht der politischen Partei-
en konsequenterweise in Gänze auf die Wähl-
ergemeinschaften anzuwenden. SEBASTIAN
ROßNER (Düsseldorf) ergänzte, nicht das
Selbstverständnis der Wählergemeinschaften
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als Nicht- oder Anti-Parteien sei entschei-
dend, sondern alleinig der Parteibegriff des
Grundgesetzes. Dieser enthalte ausschließlich
objektive Kriterien. Die Teilnahme an Wahlen,
einschließlich der Kommunal- und Europa-
wahlen, sowie die Erfüllung der weiteren
überprüfbaren Merkmale, führe zur Partei-
eigenschaft auch gegen den ausdrücklichen
Willen einer Vereinigung.

Dessen ungeachtet bekräftigte CORDU-
LA BREITENFELLNER, die Geschäftsführe-
rin der Bundesvereinigung Freie Wähler, die
Absicht künftig regelmäßig bei überregiona-
len Wahlen antreten zu wollen: „Ein kom-
munales Zölibat hat es nie gegeben“, sag-
te Breitenfellner: „Als bürgerliche Alternati-
ve können wir die Reform der Demokratie
in Deutschland einleiten.“ Kritik an diesem
Kurs gibt es nicht zuletzt aus den eigenen
Reihen. Prominentester Gegner einer überre-
gionalen Expansion ist der Landesvorsitzen-
de der Freien Wähler Baden-Württemberg,
HEINZ KÄLBERER, der ebenfalls in Düssel-
dorf anwesend war: „Wir sind keine Partei
und wollen auch keine werden. Unsere Stär-
ke liegt eindeutig auf der kommunalen Ebe-
ne, wo unsere Kandidaten persönlich bekannt
sind und die Wähler ihnen deshalb Vertrau-
en entgegen bringen.“ Die gefühlte Bedeu-
tung der Persönlichkeitswahl auf Seiten der
Praktiker hatte zuvor JOACHIM BEHNKE
(Friedrichshafen) aus der Sicht der Wahlfor-
schung empirisch bestätigen können. Er stell-
te fest, dass das personalisierte Verhältnis-
wahlrecht auf Landesebene den Freien Wäh-
lern die Möglichkeit gebe, ihre Stärke bei den
Kandidaten auch entsprechend in das Wahl-
ergebnis umzusetzen.

Was einen dauerhaften Erfolg der Wäh-
lervereinigungen jenseits der kommunalen
Ebene betrifft, zeigten sich die anwesenden
Politikwissenschaftler gleichwohl skeptisch.
Aus der Sicht von ULRICH EITH (Freiburg
im Breisgau) fehlt den Freien, aufgrund ih-
rer mangelnden Verankerung in den sozia-
len Milieus der Wählerschaft, schlicht der po-
litische Markenkern. Die Parteienverdrossen-
heit, von der sie momentan profitierten, wer-
de durch ihre eigene Orientierungslosigkeit
letztlich nur noch verstärkt. In eine ähnliche
Richtung argumentierte TORBEN LÜTJEN
(Düsseldorf). Indem er die ideengeschicht-

lichen Wurzeln des Entideologisierungsver-
sprechens frei legte, entlarvte er den An-
spruch der Freien Wähler auf eine ideologie-
freie Sachpolitik als Chimäre. Eine Politik jen-
seits aller Parteilichkeit könne es nicht geben.

Den Schlusspunkt des Symposions bildete
ein Streitgespräch zwischen dem ehemaligen
Bayerischen Ministerpräsidenten GÜNTHER
BECKSTEIN und der bayerischen Landtags-
abgeordneten JUTTA WIDMANN von den
Freien Wählern. Beckstein warf den Frei-
en Wählern politische Unzuverlässigkeit vor:
„Sie wissen selbst noch nicht, wo sie ste-
hen. Die Freien Wähler sind ein bunter Hau-
fen. Ihnen fehlt sowohl ein politisches Pro-
gramm als auch eine charismatische Füh-
rungsfigur.“ Zudem kritisierte Beckstein das
uneinheitliche und unvorhersehbare Abstim-
mungsverhalten der Landtagsfraktion. Eine
Regierungskoalition mit seiner CSU nach der
Landtagswahl 2008 sei deshalb ausgeschlos-
sen gewesen: „Wir brauchen einen Partner,
von dem wir wissen, wie er abstimmt.“

Jutta Widmann verteidigte das freie Ab-
stimmungsverhalten der Abgeordneten: „Wir
haben einen neuen Politikstil im Landtag ein-
geführt. Wir wollen keine reine Oppositions-
partei sein, sondern mitgestalten.“ Deshalb
dürfe der einzelne Abgeordnete bei jeder Fra-
ge im Sinne der Sachpolitik selbst entschei-
den: „Wir kommen direkt aus den Berufen. Es
ist gut, dass praxisorientierte Leute in der Po-
litik vertreten sind.“ Der Meinungsbildungs-
prozess bei den etablierten Parteien müs-
se reformiert werden. Die Regierenden hät-
ten vergessen, die Menschen mitzunehmen.
Gleichwohl räumte sie gemäß der Feststel-
lung Becksteins ein, die Freie-Wähler-Frak-
tion habe sich im Bayerischen Landtag erst
finden und organisieren müssen. Eine mögli-
che Regierungsbeteiligung sei von vornherein
keine Option gewesen: „Eine Liebesheirat wä-
re es nicht geworden. Wir gehen nicht mit je-
mandem ins Bett, der dreimal schwerer ist als
wir.“

Das fachliche Fazit der Tagung fiel sowohl
aus politikwissenschaftlicher als auch juris-
tischer Perspektive recht eindeutig aus. So
wähnte der Parteienforscher THOMAS POG-
UNTKE (Düsseldorf), stellvertretender Direk-
tor des PRuF, die Wählergemeinschaften am
Scheideweg und zog historische Parallelen
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zur Entwicklung der Grünen: „Entweder die
Wählergemeinschaften beschränken sich auf
die kommunale Ebene oder sie werden eine
Partei wie alle anderen auch.“ PRuF-Direktor
MARTIN MORLOK (Düsseldorf) stellte klar:
„Parteien haben kein Monopol auf politisch
wirksame Aktivitäten. Auch andere Akteu-
re dürfen die staatliche Willensbildung beein-
flussen.“ Allerdings müssten für die Wähler-
gemeinschaften dann nicht nur gleiche Rech-
te, sondern auch dieselben Pflichten gelten
wie für Parteien.

Konferenzübersicht:

Martin Morlok (Düsseldorf): Eröffnung und
Grußwort

Everhard Holtmann (Halle-Wittenberg): Ein-
führung in die Thematik

Podium: Entstehungs- und Erfolgsbedingun-
gen freier Wählervereinigungen I

Marcel Winter (Duisburg-Essen): Näher dran
am Menschen – Freie Wählervereinigungen
als Reaktion auf veränderte Bedürfnisse?

Marion Reiser (Frankfurt am Main): Freie
Wählervereinigungen in Europa – Eine Typo-
logie in vergleichender Perspektive

Abschließende Podiumsdiskussion
Diskussionsleitung: Thomas Poguntke (Düs-
seldorf)

Podium: Entstehungs- und Erfolgsbedingun-
gen freier Wählervereinigungen II

Joachim Behnke (Friedrichshafen): Institutio-
nelle Rahmenbedingungen – Der Einfluss des
Wahlsystems

Heike Merten (Düsseldorf): Institutionelle
Rahmenbedingungen – Der Einfluss der Par-
teienfinanzierung

Abschließende Podiumsdiskussion
Diskussionsleitung: Hans Hugo Klein (Rich-
ter des Bundesverfassungsgerichts a. D.)

Podium: Partei oder Nicht-Partei?

Ulrich Eith (Freiburg im Breisgau): Sind Wäh-
lervereinigungen Parteien im politikwissen-
schaftlichen Sinne?

Sebastian Roßner (Düsseldorf): Sind Wähler-
vereinigungen Parteien im rechtlichen Sinne?

Abschließende Podiumsdiskussion
Diskussionsleitung: Rudolf Mellinghoff
(Richter des Bundesverfassungsgerichts)

Podium: Fremd- und Selbstwahrnehmung

Heinz Kälberer (Landesvorsitzender der Frei-
en Wähler in Baden-Württemberg): Sachbezo-
gen, unabhängig, bürgernah? Die Selbstwahr-
nehmung der Freien Wähler

Thorsten Faas (Mannheim): Warum wählen
freie Wähler die Freien Wähler? – Die Wahr-
nehmung durch die Wahlberechtigten

Adrienne Krappidel (Halle-Wittenberg):
Selbstdarstellung und Fremdwahrnehmung
freier Wählervereinigungen in Kommunal-
parlamenten – Eine Fallstudie

Abschließende Podiumsdiskussion
Diskussionsleitung: Gerhard Vowe (Düssel-
dorf)

Podium: Der Sog des Systems

Cordula Breitenfellner (Bundesgeschäftsfüh-
rerin der Freien Wähler): Erweiterung des po-
litischen Tätigkeitsfeldes und Transformati-
onstendenzen

Torben Lütjen (Düsseldorf): Politik jenseits
der Parteilichkeit? – Überlegungen zum An-
spruch der Freien Wähler auf eine ideologie-
freie Sachpolitik

Andrea De Petris (Rom): Quo vaditis freie
Wählervereinigungen? Fallbeispiel Italien

Abschließende Podiumsdiskussion
Diskussionsleitung: Dian Schefold (Bremen)

Politikerdiskussion

Günther Beckstein (Bayerischer Ministerprä-
sident a. D., MdL)

Jutta Widmann (Freie Wähler Bayern, MdL)

Moderation, Zusammenfassung und Schluss-
wort: Thomas Poguntke (Düsseldorf)

Tagungsbericht Politik an den Parteien vorbei?
Freie Wähler und Wählervereinigungen als Alter-
native. 08.04.2011-09.04.2011, Düsseldorf, in:
H-Soz-u-Kult 31.05.2011.
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